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In diesem Sessionsrückblick informiere ich über die 
Herbstsession und andere wichtige politische Entwicklungen
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Zusätzlich zu den Sessionen und Kommissions-/Delegationssitzungen finden Sitzungen von 
parlamentarischen Gruppen, Informationsveranstaltungen und andere Anlässe statt.
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Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten, 
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Montag

14:30 – 19 Uhr
(gelegentlich 

Abendsitzung bis 
21 Uhr)

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung
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Der Nationalrat wird durch eine Vertreterin der Grünen präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die Mitte und die SP
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 55

SP: 39

Die Mitte: 31

Grüne: 30

FDP: 29

GLP: 16

Quelle: www.parlament.ch

Präsidentin (Grüne)

1. Vizepräsident (Mitte)

8 Stimmenzähler

2. Vizepräsident (SP)
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Der Ständerat wird durch einen Vertreter der FDP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die Mitte und die SP
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Stärke der Fraktionen im 
Ständerat

Die Mitte: 14

FDP: 12

SP: 8

SVP: 7

Grüne: 5

GLP: -

2. Vizepräsidentin (SP)

1. Vizepräsidentin (Mitte)

Stimmenzählerin (Grüne)

Quelle: www.parlament.ch
Präsident (FDP)
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Die untenstehenden Geschäfte sind die bedeutendsten der 
Herbstsession 2022 und werden nachfolgend vertieft behandelt

 Drohende Strommangellage und hohe Energiepreise

 21.501 Netto-Null-Treibhausgasemissionen bis 2050: Referendum der SVP

 22.031 Subsidiäre Finanzhilfen zur Rettung systemkritischer Elektrizitätsunternehmen

 21.501/4: Photovoltaik-Grosskraftwerke, Erhöhung Grimselstaumauer, Solarenergiezwang

 20.451 Bleiberecht für ausländische Sozialhilfebezüger

 Starker Anstieg der illegalen Zuwanderung

 22.005 Armeebotschaft 2022 inkl. Kauf des F-35

 19.085 Änderung Embargogesetz (Verzicht auf eigenständige Sanktionen)

 22.020 Finanzhaushaltgesetz (Vollständiger Abbau der Corona-Schulden bis 2035)

 22.046 Verlängerung Covid-19-Gesetz

 21.3689 und 21.3690 Neuer Anlauf zur Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit

 Diverse weitere Geschäfte
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In einer Kampagne, die 13,5 Millionen Franken kostet, fordert uns 
der Bundesrat zum Strom-Sparen auf

9

1 Drohende Strommangellage und hohe Energiepreise
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Wird der Strom knapp, wird er zuerst kontingentiert, dann wird 
das Stromnetz für einige Stunden komplett abgeschaltet
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1 Drohende Strommangellage und hohe Energiepreise
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Vor fünf Jahren warnte die SVP vor 3‘200 Franken Mehrkosten pro 
Familie – heute nennt der Blick sogar 4‘000 Franken Mehrkosten
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1 Drohende Strommangellage und hohe Energiepreise

21. Mai 2017 Heute
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Die SVP wollte die Steuerbelastung für den Mittelstand senken –
stattdessen obsiegte eine Mitte/SP/Grüne-Allianz für eine 
zusätzliche Milliarde bei den Prämienverbilligungen
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1 Drohende Strommangellage und hohe Energiepreise
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Gesetzliche Verankerung des Netto-Null-Ziels bis 2050; Ausstieg aus 
den fossilen Energieträgern; Ausgaben von 3.2 Milliarden Franken

13

 Der indirekte Gegenentwurf, welcher 
gegen den Willen der SVP vom National-
und vom Ständerat angenommen wurde, 
will das Ziel Netto-Null-
Treibhausgasemissionen bis 2050 
gesetzlich verankern. Die Vorlage sieht 
schrittweise Vorschriften bis hin zu 0g 
CO2/km für alle neu in Verkehr 
gesetzten Personen- und 
Nutzfahrzeuge, ein Ziel zur 
klimaverträglichen Ausrichtung der 
Finanzmittelflüsse und weitere 
Massnahmen vor. 

 Diese neuen Zwangsmassnahmen
kosten ca. 3.2 Milliarden Franken über 
zehn Jahre.

2 21.501 Netto-Null-Treibhausgasemissionen bis 2050: Referendum der SVP
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Mitten in der grössten Strommangellage seit Jahrzehnten, fordern 
die anderen Parteien nun den Ausstieg aus den fossilen Energien
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2 21.501 Netto-Null-Treibhausgasemissionen bis 2050: Referendum der SVP

 Die Energiestrategie 2050 wurde im Jahr 2017 unter falschen Versprechungen vom Volk angenommen. 
Die SVP hatte bereits damals gewarnt, dass die links-grüne ideologische Strategie zu massiv mehr Kosten 
und zu einer Verknappung von Strom führen würde. Das ist jetzt eingetreten: Heute explodieren die Preise 
und wir stehen vor dem ersten Winter, in dem uns der Strom auszugehen droht. Alternative Stromquellen 
beziehungsweise Stromspeicherkapazitäten stehen nicht ausreichend zur Verfügung.

 Die Gletscherinitiative und der indirekte Gegenvorschlag, geben vor, wir in der Schweiz könnten die 
Gletscher und die ganze Welt retten. Dass die Mitte-Links-Mehrheit des Parlaments in dieser Krisensituation 
dem Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative zustimmt ist verantwortungslos. Die gesetzliche Verankerung 
des Netto-Null-Ziels bis 2050 bedeutet im Klartext den Ausstieg aus den fossilen Energieträgern – was 
zu einem massiven Anstieg des Stromverbrauches führen wird. 

 Es ist an Absurdität kaum zu überbieten: Die zuständige Bundesrätin Sommaruga ruft mit peinlichen 
Vorschlägen zum Stromsparen auf und gleichzeitig beschliesst die Mitte-Links-Mehrheit des Parlaments mit 
dem Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative ein veritables Stromfresser-Gesetz. Damit wird der Fehler der 
Energiestrategie 2050 bei den fossilen Energieträgern wiederholt. 

 Zudem erhält der Bundesrat mit dem Gegenvorschlag eine Generalvollmacht mittels Verordnungen das 
Netto-Null-Ziel bis 2050 zu erreichen. Es werden Hunderte von Milliarden Kosten, Vorschriften, Verbote, 
Zwang und neue Steuern auf uns alle zukommen. Ausgestattet mit dieser Generalvollmacht kann der 
Bundesrat verbindliche Vorschriften für die Dämmung von Fassaden und Dächern alter Häuser, das Verbot 
von Diesel- oder Benzin-Motoren und vieles mehr verordnen.
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Am Freitag, 30. September 2022 hat die SVP Schweiz beschlossen, 
das Referendum gegen dieses Stromfresser-Gesetz zu ergreifen
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2 21.501 Netto-Null-Treibhausgasemissionen bis 2050: Referendum der SVP

 Folgende Gründe sprechen für die Ergreifung des Referendums gegen den Gegenvorschlag zur
Gletscherinitiative:
1) Die gescheiterte Energiestrategie wird unter neuem Deckmäntelchen fortgesetzt.
2) Fossile Energieträger verbieten bei gleichzeitiger Strommangellage ist Selbstmord.
3) Keine Generalvollmacht für den Bundesrat in Form von Verordnungen. Die demokratische Mitsprache

von Volk und Parlament wird ausgeschaltet – gegen Verordnungen kann kein Referendum ergriffen
werden.

4) Investition in Ausstieg aus den fossilen Energieträgern statt in Stromproduktion: Statt in die
Stromproduktion im Inland zu investieren, wird das Geld für den Ausstieg aus der fossilen Produktion
verwendet. Gleichzeitig halten die Linken und Grünen an ihrem Technologieverbot zur Kernkraft fest.

5) „Netto Null“ bedeutet Armut: Die geschätzten Kosten von mindestens 347 Milliarden Franken bezahlen
wir Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Die Hausbesitzer und Mieter, die Gewerbler und die Industrie
und einmal mehr die Auto- und Töff-Fahrer.

6) Arbeitsplätze gehen verloren: Alle Unternehmen müssen bis 2050 „Netto Null“ unter Berücksichtigung
direkter und indirekter Emissionen aufweisen.

7) Bei Kerzenlicht frieren, aufs Auto verzichten und erst noch Hunderte Milliarden mehr bezahlen: Wenn
„Netto Null“ nicht gelingt, folgen drastische Umerziehungsmassnahmen: weniger Autofahren, Verbot von
Verbrennungsmotoren und Flugreisen, weniger Fleischverzehr, weniger Heizen, teure Gebäude-
Sanierungsmassnahmen (Isolationspflicht der Fassaden, Dämmungen des Dachs, Umrüsten der Öl-
Heizungen auf Systeme, die mit Strom betrieben werden und vieles mehr).

8) Ohne Widerstand werden auch bald Autos mit Verbrennungsmotoren verboten (in der EU ab 2035).
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Der Bund beschliesst einen Rettungsschirm über 10 Milliarden 
Franken für strudelnde Stromfirmen
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3 22.031 Subsidiäre Finanzhilfen zur Rettung systemkritischer Elektrizitätsunternehmen

 Das Parlament einen mit maximal zehn Milliarden Franken dotierten 
Rettungsschirm für die systemkritischen Stromunternehmen beschlossen. 
Auch kleinere Unternehmen sollen von der Bundeshilfe profitieren können, 
sofern sie systemrelevant sind. Unternehmen, die auf eine kantonale 
Liquiditätsunterstützung zählen können, sollen vom Bundesgesetz 
ausgenommen werden. Das könnte in erster Linie die BKW betreffen, falls 
der Kanton Bern als Mehrheitsaktionär rechtsgenüglich einspringen sollte. 
Weiter wurde eine Bestimmung aufgenommen, die Wasserzinsen und 
Konzessionsabgaben unangetastet lässt, auch wenn Unternehmen von 
Kantonen und Gemeinden Darlehen beziehen.

 Der Bund will insgesamt bis zu zehn Milliarden Franken an Darlehen 
bereitstellen. Die Finanzhilfen sollen nur auf Antrag fliessen, wenn          
die Unternehmen alles Menschenmögliche unternommen haben,           
um ihre Liquiditätsprobleme zu lösen. Ausserdem wird ein Risiko-
zuschlag von vier bis zehn Prozent fällig. Axpo, Alpiq und BKW       
müssen zudem eine Bereitstellungspauschale für die Milliarden-
beträge von zehn bis zwanzig Millionen Franken pro Jahr bezahlen.   
Dazu kommt ein marktgerechter Zinssatz, und die Unternehmen 
unterliegen weitreichenden Offenlegungspflichten. Zudem besteht          
ein Dividendenverbot, solange das Darlehen läuft.

Quelle: NZZ, 14. September 2022; Tagesanzeiger, 15. September 2022
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Werden Milliarden Franken an Steuergeldern in unrentable 
Solar- und Wasserkraftprojekte gesteckt?
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4 21.501, Entwurf 4: Photovoltaik-Grosskraftwerke, Erhöhung Grimselstaumauer, Solarenergiezwang

Quellen: NZZ, 15., 16., 21. Sept. 2022; 
CH Media, 15. Sept. 2022;
NZZ am Sonntag, 18. Sept. 2022
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Ausl. Sozialhilfebezüger 
sollen hier bleiben dürfen
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5 20.451 Bleiberecht für ausl. Sozialhilfebezüger

 In Art. 62 und 63 des Bundesgesetzes 
über die Ausländer und über die 
Integration (AIG) ist ein Widerruf der 
Aufenthalts- bzw. Niederlassungs-
bewilligung wegen Sozialhilfebezugs 
vorgesehen.

 In ihrem Vorstoss fordert Samira Marti 
(SP/BL), dass „bei einem Ausländer, 
der sich seit mehr als 10 Jahren 
ununterbrochen und ordnungsgemäss
in der Schweiz aufhält, ein Widerruf der 
Aufenthalsbewilligung [wegen Sozial-
hilfebezugs] nicht mehr möglich ist.“

 Der Nationalrat stimmte dieser 
Forderung knapp zu. Während SVP 
und FDP den Vorstoss ablehnten, 
stimmten 15 Mitte-Vertreter zusammen 
mit SP, Grünen und der GPL der 
parlamentarischen Initiative zu.
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Viele afghanische und syrische Männer 
stellen in die Schweiz ein Asylgesuch
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6 Starker Anstieg der illegalen Zuwanderung

 Obwohl Volk und Stände beschlossen 
haben, die Zuwanderung durch 
jährliche Höchstzahlen und 
Kontingente zu steuern, wurde dieser 
Verfassungsauftrag nicht umgesetzt. 
Im Gegenteil: In den letzten neun 
Jahren sind eine halbe Million 
Menschen mehr in die Schweiz ein-
als ausgewandert. Dies entspricht 
mehr als der Einwohnerzahl der Stadt 
Zürich.

 Betrug der Ausländeranteil 1950 noch 
5,9%, stieg er zwischenzeitlich auf 
über 25% an. Das BFS rechnet bis 
2035 mit einem weiteren, massiven 
Bevölkerungswachstum als Folge der 
Migration. Je nach Szenario leben 
dann bis zu 10 Millionen Menschen in 
der Schweiz.

Quelle: Tagesanzeiger, 16. September 2022
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Armeebotschaft genehmigt: F-35 Kampfflugzeuge werden ab 2027 
an die Schweiz ausgeliefert
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 Links-Grün hat die Schweizer Armee in den vergangenen 
Jahren systematisch geschwächt. Angesichts der durch den 
Ukraine-Krieg veränderten Sicherheitslage ist die finanzielle 
und personelle Aufstockung der Armee heute dringend. Die 
SVP-Fraktion unterstützt einstimmig die «Armeebotschaft 
2022».

 Die Armeebotschaft 2022 beinhaltet rund 6 Milliarden 
Franken für die Beschaffung von 36 F-35 Kampfflugzeugen 
und knapp 2 Milliarden für ein neues BODLUV System 
Patriot. 

 Dank des koordinierten Vorgehens zwischen Ständerat und 
Nationalrat, wurde die sofortige Beschaffung des F-35 
beschlossen, um den Schutz der Bevölkerung vor 
Bedrohungen aus der Luft auch nach 2030 zu gewährleisten.

 Am 19. September 2022 unterschrieb die armasuisse den 
Kaufvertrag für die Beschaffung des F-35. Einen Tag später, 
am 20. September 2022, gab die Allianz gegen den F-35 
bekannt, dass die Volksinitiative “Stopp F-35” 
zurückgezogen wurde.

7 22.005 Armeebotschaft 2022 inkl. Kauf des F-35
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Kehrtwende I der Mitte-Partei: Eine Ausweitung des Schweizer 
Sanktionsregimes wird nun abgelehnt
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8 19.085 Änderung Embargogesetz (Verzicht auf eigenständige Sanktionen)

 In der Juni-Session hatte die SVP vor der Ausweitung der 
Sanktionspolitik mit folgenden Argumenten gewarnt: 
Fundamentale Kehrtwende in der Schweizer 
Sanktionspolitik; Zweifel an der Wirksamkeit 
eigenständiger Sanktionen; Probleme bei der Umsetzung; 
Risiko von Gegenmassnahmen; wirtschaftliche Risiken.

 Ein Quartal später schwenkt auch die Mitte-Partei auf diese 
Linie ein und lehnt die ursprünglich von Mitte-Links 
geforderte Ausweitung ab.

 Trotzdem hat der Nationalrat gleichzeitig eine Motion an 
den Zweitrat verabschiedet, die vom Bundesrat eine 
«eigenständige Sanktionspolitik» verlangt (Vorstoss Nr. 
22.3395: „Kohärente, umfassende und eigenständige 
Sanktionspolitik“). Es ist zu hoffen, dass der Ständerat 
auch diesen Mitte-Vorstoss ablehnt.
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Kehrtwende II der Mitte-Partei: Das Parlament beschliesst die 
vollständige Rückzahlung der Corona- Schulden bis 2035
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9 22.020 Finanzhaushaltgesetz (Vollständiger Abbau der Corona-Schulden bis 2035)

 Der Bundesrat will die Corona-
Schulden bis 2035 vollständig mittels 
künftiger Finanzierungs-überschüsse 
abbauen. 

 Noch in der Sommersession beschloss 
der Nationalrat gemäss Antrag einer 
Mitte-Links-Allianz, nur die Hälfte der 
Corona-Schulden zurückzuzahlen. Dies 
wurde vom Ständerat verworfen, der 
den ursprünglichen Antrag des 
Bundesrates unterstützte. 

 Bei der neuerlichen Abstimmung im 
Nationalrat wurde nun der Antrag von 
SVP-Nationalrat Lars Guggisberg 
angenommen und damit der Version 
von Bundesrat und Ständerat 
zugestimmt. Die Corona-Schulden 
werden nun bis 2035 vollständig 
zurückbezahlt.
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Gemäss einem internen Bundesratspapier ist die Lage der 
Bundesfinanzen weit dramatischer als bisher bekannt war
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9 22.020 Finanzhaushaltgesetz (vollständiger Abbau der Corona-Schulden bis 2035)

Quelle: NZZ,22. September 2022
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Unnötige Verlängerung der Covid-19-Gesetzgebung 
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10 22.046 Verlängerung Covid-19-Gesetz

 Nur die SVP wehrte sich gegen Bundesrat Bersets Votum,
dass sich die Schweiz in Bezug auf die Covid-Pandemie nur
in einer Übergangsphase befände. Bis im Sommer 2024
sollten gemäss Berset teure und nutzlose Massnahmen, wie
das nicht funktionierende «proximity tracing», weiter vom
Bund und schlussendlich vom Steuerzahler finanziert
werden. Die grosse Kammer bereitet ein weiteres Mal das
Terrain für eine mögliche grossflächige Beschneidung der
Volksrechte mit 140 zu 47 Stimmen bei 1 Enthaltung vor.
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Der Ständerat lehnt die Einführung einer Verfassungsgerichts-
barkeit erneut ab: Damit bleiben Volk und Stände der Souverän
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11 21.3689 und 21.3690 Ein neuer Anlauf zur Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit

 Die beiden Mitte- und Grünen Ständeräte Stefan 
Engler und Mathias Zopfi forderten mit 
gleichlautenden Vorstössen die Einführung der 
Verfassungsgerichtsbarkeit gegenüber 
Bundesgesetzen und allgemeinverbindlichen 
Bundesbeschlüssen.

 Sowohl der Bundesrat als auch die Mehrheit des 
Ständerates lehnten diese Vorstösse klar ab.

Quelle: NZZ,13. September 2022
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (1/17):
Steuerpolitik I
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 Fünf Jahre lang bereiteten die beiden Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben einen 
neuen Anlauf für die Abschaffung der Besteuerung des Eigenmietwertes vor (17.400). Der 
Ständerat hat in der Herbstsession 2019 die Abschaffung des Eigenmietwertes von 
selbstbewohnten Wohnungen unterstützt, jedoch Zweitliegenschaften von dieser 
Abschaffung ausnehmen wollen. Die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission wollte 
einen kompletten Systemwechsel inklusive der Zweitliegenschaften ins Auge fassen. Ein 
kurzfristig eingereichter Rückweisungsantrag von Mitte-Nationalrat Ritter verlangte die 
Rückweisung des Geschäftes an die Kommission. Diesem Rückweisungsantrag wurde in 
der grossen Kammer mit 114 zu 77 Stimmen bei 2 Enthaltungen stattgegeben. Die Mitte 
und GLP schlugen sich auf die Seite der Grünen und Linken und blockieren die 
Abschaffung der Besteuerung des Eigenmietwertes und leisten dem wohl grössten
Anliegen von Haus- und Wohneigentümern keine Folge. 

Mitte, GLP, SP 
und Grüne 

sabotieren die 
Abschaffung des 
Eigenmietwertes

Diverse weitere Geschäfte12

 Die kleine Kammer nahm zur Kenntnis, dass der Bundesrat bis am 1. Januar 2024 eine 
Mindestbesteuerung für Unternehmen mit mehr als 750 Millionen Euro Umsatz einführen 
will (22.036). Die in der Theorie nicht rechtlich bindende 15% Mindestbesteuerung auf 
Unternehmensgewinne, welche durch die OECD verfügt wurde, sieht vor in einer ersten 
Phase eine solche Mindestbesteuerung vor. In einer zweiten Phase soll dann eine 
Markstaatbesteuerung folgen. Damit werden Unternehmen nicht mehr an ihrem 
Produktionsstandort, sondern im Land ihres Absatzmarktes besteuert. Obwohl der Verlust 
der Steuersouveränität in der ständerechtlichen Diskussion beklagt wurde, sah man keine 
Alternative zu den einschneidenden Verfassungsänderungen. Die kleine Kammer nahm 
die Vorlage einstimmig an. Das Geschäft geht nun in den Nationalrat. 

Ständerat 
unterstützt 

OECD-
Besteuerung
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (2/17):
Steuerpolitik II
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 Viele Menschen in der Schweiz brauchen ein Privatfahrzeug, um mobil zu sein und ihren 
Beruf ausüben zu können. Die SVP wollte diesen Teil der Bevölkerung durch die 
Aufhebung der Mineralölsteuer finanziell entlasten (22.3115, 22.3634, 22.3202, 22.3635). 
Dadurch wäre der Liter Benzin 80 Rappen günstiger geworden und hätte das 
Portemonnaie effektiv geschont. Der Vorschlag wurde jedoch im Nationalrat nur von der 
SVP unterstützt und mit 138 zu 57 Stimmen abgelehnt. Selbst eine temporäre, auf zwei 
Jahre begrenzte, Aussetzung der Mineralölsteuer wurde mit 135 zu 58 Stimmen 
verworfen. In der kleinen Kammer wurde die Aufhebung der Mineralölsteuer mit 34 zu 4 
Stimmen bei 5 Enthaltungen abgelehnt, die temporäre Aussetzung derjenigen mit 32 zu 7 
Stimmen bei 4 Enthaltungen. Die Vorstösse sind somit vom Tisch. 

Nur SVP will 
tiefere 

Benzinpreise 

Diverse weitere Geschäfte12

 Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Abkommen (22.028, 22.033) folgen weitgehend dem 
Musterabkommen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD). Die grosse Kammer stimmte beiden Vorlagen mit 136 zu 30 Stimmen bei 17 
Enthaltungen zu. Die beiden Vorlagen gehen nun in den Ständerat. 

DBAs mit 
Äthiopien und 

Armenien 

 Der Nationalrat lehnte einen Vorstoss (19.4635, 22.3396) ab, welcher forderte, dass bei 
der Verrechnungssteuer ausnahmslos die Dreieckstheorie eingeführt wird. Damit wären 
die Rückforderungen der 35% Verrechnungssteuer durch Holding- und 
Tochtergesellschaften vereinfacht worden. Insbesondere bei fehlenden 
Doppelbesteuerungsabkommen ist es heute für international tätige Firmen schwierig, 
diese Verrechnungssteuer zurückzufordern. Nur die SVP und FDP unterstützten diesen 
Vorstoss und unterlagen in der grossen Kammer mit 105 zu 77 Stimmen. 

Keine Erleich-
terung bei der 
Rückforderung 

der Verrech-
nungssteuer
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 Mit 96 zu 79 Stimmen bei 2 Enthaltungen unterstützte die grosse Kammer die 
Ausarbeitung von Massnahmen, damit die Erwerbstätigkeit nach Erreichen des 
ordentlichen Rentenalters gefördert wird (22.3865). Diese Förderung soll auch die 
Möglichkeiten von Senkungen der Einkommenssteuer ab Erreichen des Rentenalters 
beinhalten. Damit könnte dem demographischen Wandel entgegengewirkt, Sozialwerke 
entlastet und gleichzeitig dem Fachkräftemangel entgegengewirkt werden. Die Motion 
geht nun an den Ständerat. 

Erhöhung der 
Erwerbstätigkeit 

von Rentnern

Diverse weitere Geschäfte12

 Nach dem Ständerat nahm auch der Nationalrat mit 94 zu 88 Stimmen bei 5 Enthaltungen 
eine Motion (21.3743) an, welche verlangte den Tourismus mit zusätzlicher finanzieller 
Unterstützung zu stärken. Diese langfristige Finanzierung soll den Fokus auf Projekte im 
Bereich der nachhaltigen Entwicklung und Digitalisierung legen. Die SVP argumentierte 
vergebens, dass die über Innotour ermöglichten Anstossfinanzierungen nicht verstetigt 
und die Eigenverantwortung hochgehalten werden soll. 

Mehr Geld für 
den Tourismus
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 Die Ukraine ist ein Land, das 15 Mal grösser als die Schweiz ist und dessen grösster Teil 
glücklicherweise nicht von Kamphandlungen betroffen ist. Der Nationalrat und der 
Ständerat lehnen zwei gleichlautende Motionen der SVP (22.3516, 22.3513) ab, die auf 
eine dynamische Anpassung des Geltungsbereichs des S-Statuts hinzielten, ab: Die 
grosse Kammer mit 135 zu 51 Stimmen bei 1 Enthaltung, die kleine Kammer mit 37 zu 6 
Stimmen bei 1 Enthaltung ab.

Nein zur 
dynamischen 

Anpassung des 
Status S 

Diverse weitere Geschäfte12

 Nationalrat und Ständerat lehnten zwei gleichlautende SVP-Motionen (22.3514, 22.3518) 
ab, welche den Schutzstatus S auf ukrainische Staatsangehörige beschränken wollten: 
Mit 136 zu 50 Stimmen bei 3 Enthaltungen bzw. mit 37 zu 7 Stimmen. Dies hätte den 
Missbrauch des S-Status durch Wirtschaftsmigranten verhindert. Der Status S wurde rund 
1‘000 Personen ohne ukrainische Staatsbürgerschaft gewährt, obwohl nichts dagegen 
spricht, dass diese Personen in ihrem ursprünglichen Herkunftsland Schutz finden.

Status S wird 
nicht 

eingeschränkt für 
Personen aus 
Drittstaaten 

 Der Ständerat nimmt stillschweigend ein Postulat (22.3397) an, dessen Ziel es ist, die 
geringe Anzahl von Einbürgerungsgesuchen zu erklären, die von in der Schweiz 
geborenen oder aufgewachsenen Personen eingereicht werden. Allerdings gehört die 
Schweiz schon jetzt zu den Weltmeistern bei den Einbürgerungen mit rund 40'000 
Einbürgerungen pro Jahr.

Erklärungen zur 
«tiefen 

Einbürgerungs-
zahl» 
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 Die aussenpolitische Kommission hat eine Motion (22.3871) eingereicht mit dem Ziel die 
sozialpartnerschaftliche Lösung im EU-Dossier voranzutreiben. Konkret fordert die Motion, 
dass der Bundesrat mit den Sozialpartnern eine Einigung darüber erzielt, wie mit der EU 
verhandelt werden soll. Hierbei sollen die zentralen Fragen der Personenfreizügigkeit und 
der flankierenden Massnahmen explizit angesprochen werden. Weiter will die Motion den 
Handlungsspielraum des Bundesrates dahingehend einschränken, dass er das Parlament 
regelmässig über die Verhandlungen zu informieren hat. Der Nationalrat stimmte für diese 
Einschränkung des Handlungsspielraumes des Bundesrats mit 104 zu 80 (davon 52 SVP) 
Stimmen.

Handlungs-
freiheit des 

Bundesrates in 
Verhandlungen 
mit der EU ein-

schränken

Diverse weitere Geschäfte12

 Die kleine Kammer hat eine Motion (20.4559) abgelehnt, welche Massnahmen gegen 
Hass und gewaltverherrlichende Reden bei NGOs einführen will. Konkret soll die 
Finanzierung von NGOs dahingehend angepasst werden, dass Gelder nur noch fliessen, 
wenn bestimmte Kontrollvorschriften eingehalten werden. Die grosse Kammer hatte die 
Motion in der Frühjahrssession 2022 angenommen.

Weiterhin Gelder 
für NGOs, die 

Hassreden 
verbreiten

 Eine Motion (22.3534) forderte die Ausrichtung der Internationalen Zusammenarbeit für 
die Jahre 2025-2028 dahingehend zu priorisieren, dass der Fokus auf dem lokalen 
Privatsektor der Partnerländer liegt. Das Ziel ist es, in den Partnerländern nachhaltige 
Entwicklungsarbeit zu leisten indem die lokalen Partner vermehrt in die Verantwortung 
genommen werden. Der Ständerat stimmte dem Vorstoss oppositionslos zu. Nun geht das 
Geschäft an den Nationalrat.

Entwicklungs-
zusammenarbeit 

vermehrt mit 
lokalen Partnern 
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 Beim Ausbau von erneuerbaren Energien (21.047) manifestierte sich im Ständerat das 
Dilemma zwischen Stromversorgungssicherheit und Umweltschutz. Einerseits wollte die 
kleine Kammer nichts davon wissen, dass die Erfüllung der Ausbauziele generell Vorrang 
gegenüber dem Umweltrecht geniessen soll und nicht von dessen Vorschriften erschwert 
werden darf. Andererseits beschloss sie, dass in Biotopen von nationaler Bedeutung neue 
Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität aus erneuerbaren Energien erstellt werden 
können. Die Vorlage geht nun an den Nationalrat.

Mantelerlass 
„Sichere 

Stromver-
sorgung mit 

erneuerbaren 
Energien “

Diverse weitere Geschäfte12

 Ein Votum für kühlere Temperaturen gab der Rat unmittelbar nach der Debatte zum 
raschen Ausbau der Produktion von einheimischer Energie ab. Mit 158 zu 20 Stimmen 
hiess er einen Ordnungsantrag von Nationalrätin Andrea Geissbühler (SVP) gut, den 
Nationalratssaal in der Wintersession auf noch neunzehn resp. zwanzig Grad zu heizen. 
Das spare Energie und zugleich Heizkosten, sagte Geissbühler.

Weniger Heizen 
im Nationalrats-

saal 

 Das Parlament will Konsumenten genauer darüber informieren, woher der von ihnen 
verbrauchte Strom kommt. Statt einmal im Jahr soll die Information über die 
Stromherkunft gemäss Motionstext quartalsweise oder monatlich erfolgen. Längerfristig 
soll nach Ansicht der Energiekommission des Nationalrates auch eine tägliche und 
schliesslich eine stündliche Kennzeichnung des Stroms möglich sein. Der Bundesrat 
erklärte sich einverstanden mit der Motion.

Transparenz bei 
der 

Stromherkunft 

 Die Motion (22.3804) fordert die Einführung eines Preisrechners, welcher die 
Treibstoffpreise der verschiedenen Anbieter vergleicht. Damit soll die Transparenz für die 
Konsumenten verbessert werden. Mit 25 zu 18 Stimmen und 1 Enthaltung hat der 
Ständerat der Einführung eines solchen Preisrechners zugestimmt. 

Einführung eines 
Treibstoff-

Preisrechners
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 Der Nationalrat sagt als Erstrat Ja zum indirekten Gegenvorschlag zur Biodiversitäts-
initiative (22.025). Der Bundesrat will mit dem indirekten Gegenvorschlag Biotope 
erweitern sowie die Waldreservate gemäss der Waldpolitik 2020 ausbauen. Für das 
Überleben der Arten sei es notwendig, dass die Gebiete, die dem Schutz von Tieren und 
Pflanzen dienen, miteinander vernetzt sind. Konkrete Flächenziele hat der Nationalrat aus 
der Vorlage gestrichen. Er setzt auf einen qualitativen Ansatz. In der Gesamtabstimmung 
hat die grosse Kammer der Änderung des Bundesgesetzes über den Natur- und 
Heimatschutz und damit zusammenhängenden Erlassen mit 104 zu 83 Stimmen bei 5 
Enthaltungen zugestimmt. Die Volksinitiative empfiehlt der Nationalrat dagegen mit 101 zu 
72 Stimmen bei 19 Enthaltungen zur Ablehnung. SVP und teilweise auch Mitglieder der 
Mitte und der FDP lehnten die Vorlage ab. Die Vorlage geht nun in den Ständerat.

Biodiversitäts-
initiative und 

wieder ein 
indirekter 

Gegenvorschlag

Diverse weitere Geschäfte12

 Die linksgrüne Verbotskultur zielt auch auf Hobby-Gärtner. Eine Motion von Ständerätin 
Maya Graf (20.4579) forderte ein Verbot von toxischen Pflanzenschutzmitteln für die 
nichtberufliche Anwendung. Der Ständerat gab bereits im Vorfeld grünes Licht für dieses 
Anliegen. Im Nationalrat wurde das Verbot in ein Obligatorium Fachkurse zu besuchen 
umgewandelt. Dies geschah mit 107 zu 84 Stimmen bei 4 Enthaltungen gegen den Willen 
der SVP. Der Ständerat wird diese Textänderung noch einmal beraten. 

Zwangskurse für 
Hobby-Gärtner
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 Mit dem Nichteintreten der vorliegenden Teilrevision (21.048) durch beide Räte wird der 
Weg frei für eine Vorlage, welche die Zukunft des ganzen Postkonzerns gesamtheitlich 
betrachtet und sowohl Vorschläge zur konkreten Ausgestaltung als auch zur Finanzierung 
der Grundversorgung mit Postdiensten und Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs 
beinhaltet. Mit dem Auftrag ans zuständige UVEK, bis im Sommer 2023 Vorschläge fürs 
weitere Vorgehen zu unterbreiten, hat der Bundesrat den ersten Schritt dazu bereits 
beschlossen. 

Postfinance darf 
sich nicht auch 

noch im 
Hypothekar-

geschäft 
ausbreiten

Diverse weitere Geschäfte12

 Die Parlamentarische Initiative von Fabio Regazzi (19.482) verlangt eine Änderung des 
Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG) dahingehend, als dass nur noch 
Unternehmen mit 250 oder mehr Vollzeitstellen-Äquivalenten die Abgabe für Radio und 
Fernsehen zu entrichten haben. Firmen mit weniger als 250 Mitarbeitenden sind von der 
Abgabe zu befreien. Lernende werden nicht als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
angerechnet. Der Natoinalrat stimmte dieser Forderung am 15. März 2022 zu. Der 
Ständerat hat der Initiative mit 27 zu 14 Stimmen bei 4 Enthaltungen gegen den Willen der 
SVP keine Folge gegeben.

KMU nicht von 
der Radio- und 
Fernsehabgabe 

befreien 

 In der diesjährigen Immobilienbotschaft (22.037) beantragt der Bundesrat dem Parlament 
fünf Verpflichtungskredite in der Höhe von total 296,1 Millionen Franken. Die grössten
Bauprojekte sind die Sanierung und der Umbau eines Verwaltungsgebäudes in Ittigen, der 
Neubau eines Botschaftsgebäudes in Addis Abeba sowie der Neubau eines 
Bundesasylzentrums in Rümlang. Für das Klimapaket der Bundesverwaltung sowie für die 
Fotovoltaik-Offensive zur Erhöhung der Energieautonomie ist ein Verpflichtungskredit von 
50 Millionen veranschlagt. Der Ständerat nahm den Bundesbeschluss an.

300 Millionen 
Franken für 

Sanierung von 
Bundesgebäuden
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 Mit einer Motion (22.3055) griff SVP-Nationalrat Thomas Hurter das Problem der 
zahlreichen Wechsel von Armee in den Zivildienst auf. Die Motion fordert, dass der 
Bundesrat Massnahmen ergreift, welche dazu führen, dass der Zivildienst für bereits 
eingeteilte Armeeangehörige unattraktiver wird. Solche Massnahmen wurden notwendig, 
da zu viele Armeeangehörige in den Zivildienst wechseln und dadurch die Bestände der 
Armee gefährdet werden. Auslöser dieses Problems war die 2009 abgeschaffte 
Gewissensprüfung für den Übertritt von Armee in den Zivildienst. Die SVP konnte sich mit 
ihrer Motion im Nationalrat durchsetzen, welcher die Motion mit 93 (davon 47 SVP) zu 84 
Stimmen und 1 Enthaltung annahm. Das Geschäft geht nun in den Ständerat.

Übertritte in den 
Zivildienst 

erschweren und 
Armeebestände 

sichern

Diverse weitere Geschäfte12

 Eine Motion (21.4382) fordert, dass die Armee ihrer Bedeutung zum Erhalt der 
Biodiversität bewusst wird und entsprechende Massnahmen zu ergreifen hat. Die Motion 
sieht insbesondere vor, dass auf Armeearealen auf Pestizide verzichtet werden soll, dass 
Wildtierkorridore geschaffen werden sollen, und dass auf Lichtverschmutzung in der 
Nacht zu verzichten ist. Mit dieser Motion wird ein unnötiger Mehraufwand für die 
Bewirtschaftung von Armeearealen geschaffen und zudem wird die Armee an sich unnötig 
in ihrer Ausbildung eingeschränkt, indem zum Beispiel nächtliche Übungen komplizierter 
durchzuführen werden. Leider stimmten beide Räte der Vorlage zu. Der Ständerat in der 
Frühjahrsession und der Nationalrat folgte am 22. September, in dem er die Motion mit 
136 zu 50 (alle SVP) Stimmen und 1 Enthaltung annahm.

Armee muss sich 
nebst der 

Sicherheit auch 
um die 

Biodiversität 
kümmern 
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 Der Ständerat hat sich mit einem Gesetzesentwurf zum Jagdgesetz (21.502, 19.4011) 
befasst, mit der analog der Zuständigkeitsordnung für das (geschützte) Steinwild präventiv 
die Regulierung von Wolfsbeständen durch die Wildhut ermöglicht werden soll. Zudem 
wurden weitere Motionen, mit der Abgeltung von Schäden durch Wildtiere als 
Gegenstand, behandelt. Diese Initiativen verlangen, dass zur Schadensvermeidung und 
zum Schutz der Menschen die präventive Regulierung von Wolfsbeständen zugelassen 
wird. Der Ständerat beschloss schlussendlich das Wölfe nicht nur geschossen werden 
dürfen, wenn sie Schäden angerichtet haben, sondern auch, um künftige Schäden zu 
verhindern. Der Ständerat hat eine Art Regulierungssaison für Wölfe im Jagdgesetz 
aufgenommen. Schliesslich hat der Ständerat gegen den Willen des Bundesrates einen 
Absatz zur Regelung von Biber-Schäden aufgenommen - er will ein Anliegen der Kantone 
umsetzen. Beschädigen Biber Infrastrukturen - etwa indem sie Bachböschungen 
untergraben -, sollen neu Bund und Kantone dafür aufkommen. Der Bundesrat wollte 
diese Bestimmung nicht. Das Geschäft geht nun an den Nationalrat.

Grossraubtiere, 
insbesondere 

den Wolf, endlich 
regulieren

Diverse weitere Geschäfte12

 Die Motion (21.3197) forderte die Einführung eines Beitrags für hörnertragende Kühe und 
dementsprechend eine zusätzliche Finanzierung über Direktzahlungen. Die grosse
Kammer lehnte die Motion, welcher keine Verbesserung der Versorgungssicherheit mit 
sich gebracht hätte, mit 92 zu 86 Stimmen bei 13 Enthaltungen ab. Sie ist damit vom 
Tisch. Das Stimmvolk sprach sich bereits 2018 mit 54.7% gegen eine identische Hornkuh-
Initiative aus. 

"Hörnerfranken" 
als 

Tierwohlbeitrag 
verworfen 
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 Die zunehmende Ökologisierung in der Landwirtschaft senkt den Selbstversorgungsgrad 
der Schweiz. Im Zuge dieser masslosen Ökologisierung soll eine Fläche von 14'000 
Fussballfeldern offener Ackerflächen in unproduktive Biodiversitätsförderflächen 
umgewandelt werden. Die SVP fordert im Ständerat mit 28 zu 15 Stimmen bei 2 
Enthaltungen erfolgreich, dass diese Umwandlung aufgeschoben wird (22.3567, 22.3610). 
Damit könnte 3.5% der offenen Ackerflächen der Schweiz für die Produktion genutzt wird. 
Gleichzeitig wurde nicht nur der Aufschub der Umwandlung dieser Flächen, sondern 
erfreulicherweise gar die Streichung des vorgesehenen 3.5% Anteils an 
Biodiversitätsförderflächen mit 30 zu 15 Stimmen angenommen. Die grosse Kammer 
muss nun darüber befinden.

Keine 
Schwächung der 

Selbstversor-
gung durch 

Ausweitung der 
Biodiversitäts-

flächen

Diverse weitere Geschäfte12

 Krisenzeiten offenbaren die Verwundbarkeiten der vernetzten Schweiz auch in Bezug auf 
die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln. Deshalb forderte die SVP mittels zweier 
identischer Motionen ein Massnahmenpaket um die Abhängigkeit von ausländischen 
Nahrungsmitteln zu reduzieren (22.3576, 22.3606) reduzieren. Zwar stimmte der 
Ständerat mit 31 zu 13 Stimmen bei 1 Enthaltung dieser Motion zu, der Nationalrat lehnte 
diese jedoch mit 113 zu 73 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. 

Nur SVP und 
Mitte wollen 

Selbstversor-
gungsgrad

stärken 

 Die Motion des SVP-Nationalrats Marcel Dettling (21.3055) fordert, dass Milch nicht für 
den Veredelungsverkehr zur Käseproduktion in die Schweiz eingeführt werden kann. Die 
Argumentation, dass die Schweiz ein Land der Milchproduktion par excellence sei und 
Einfuhren einen negativen Einfluss auf den Milchpreis hätten, überzeugte den Nationalrat. 
Die grosse Kammer nahm die Motion mit 109 bei 71 zu 11 Stimmen an. Das Geschäft 
geht nun an den Ständerat. 

Keine Import-
Milch für den 
Veredlungs-

verkehr
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 Der Betrieb von Spitalnotfallaufnahmen ist teuer. Besuche in Notfallaufnahmen 
verursachen durchschnittliche Kosten von mehr als 400 Franken pro Besuch. Viele dieser 
Besuche betreffen Bagatellfälle, denen mittels eines Besuchs bei einem Hausarzt Abhilfe 
geschaffen werden könnte. Deshalb waren sich grundsätzlich beide Räte einig, eine 
Gebühr für Bagatellfälle in Notfallaufnahmen zu erheben (17.480). Trotzdem beantragte 
eine knappe Mehrheit in der Kommission die Abschreibung der Vorlage. Da die Erhebung 
einer Gebühr von 50 Franken pro Bagatellfall alle Prämienzahler finanziell entlastet und 
die Kapazitäten der Notfallaufnahmen für echte Notfälle freihält, lehnte eine bürgerliche 
Mehrheit die Abschreibung der parlamentarischen Initiative ab. Die Kommission muss nun 
eine Gesetzesvorlage ausarbeiten und in die Vernehmlassung senden.

Grosse Kammer 
insistiert auf 
kostendäm-

pfender Gebühr 
für Bagatellfälle 

in Notfallauf-
nahmen

Diverse weitere Geschäfte12

 Der Nationalrat stimmte mit 113 zu 74 Stimmen und 2 Enthaltungen einer Kommissions-
motion (22.3866) zu. Sie verlangt, dass Kaderlöhne bei Krankenversicherern maximal 
250'000 Franken pro Jahr betragen dürfen. Für Verwaltungsratsmitglieder wird die 
Entschädigung bei 50'000 Franken gedeckelt. Hinter dem Hintergrund immer stärker 
steigender Krankenkassenprämien setzt die Motion ein wichtiges Zeichen, dass man 
Kosten senken will und bereit ist Druck auf die Versicherer auszuüben.

Nein zu 
überhöhten 

Kaderlöhnen bei 
Krankenkassen 

 Eine Allianz aus Mitte und SP forderte, dass der Bundesrat Massnahmen ergreifen soll, 
um die AHV-Renten sofort der Teuerung anzupassen (22.3792, 22.3803, 22.3799). Damit 
würde sich der Bund vom bewährten Mischindex, der zur Hälfte die Lohnentwicklung und 
zur Hälfte die Teuerungsentwicklung berücksichtigt, abwenden. Der Nationalrat nahm die 
Motion mit 99 zu 92 (davon 51 SVP) an, der Ständerat folgte mit 24 zu 17 Stimmen bei 2 
Enthaltungen. Der Bundesrat muss nun eine Vorlage ausarbeiten.

Beide Räte 
fordern 

sofortigen AHV-
Teuerungsaus-

gleich
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 Nach dem ersten Massnahmenpakete des Bundesrates gegen höhere Kosten im 
Gesundheitswesen (19.046) sollen beispielsweise neue, innovative Therapien leichter 
zugelassen oder die Tarifverhandlungen im ambulanten Bereich besser strukturiert 
werden. Der Bundesrat verspricht sich durch das Massnahmenpaket Einsparungen von 
mehreren hundert Millionen Franken jährlich. Seit der Veröffentlichung des 
Massnahmenpaketes im Jahr 2019 war das Geschäft 19 Mal in den eidgenössischen 
Räten traktandiert. Nun endlich hat man eine Kompromisslösung gefunden, welche beide 
Räte einstimmig annahmen.

Erstes 
Massnahmen-

paket zur 
Kostendämpfung 

verabschiedet

Diverse weitere Geschäfte12

 Zwei identische Vorstösse der SVP-Fraktion (22.3816, 22.3863), welche verlangten, dass 
die Krankenkassenprämien voll von der Bundessteuer abzugsfähig sind, wurden vom 
Nationalrat klar mit 142 zu 53 (alle SVP) Stimmen abgelehnt. Damit hätte eine Entlastung 
der Bürger erzielt werden können, ohne direkt den Staatshaushalt zu strapazieren. Der 
Ständerat lehnte die Vorlage ebenfalls mit 36 zu 5 Stimmen und 1 Enthaltung ab.

Nein zur vollen 
Abzugsfähigkeit 

der Kranken-
kassenprämien

 Insgesamt vier Standesinitiativen (20.331, 21.304, 21.307, 21.312) verlangten, dass der 
Bund sich an den Ertragsausfällen der Spitäler, welche durch die Pandemielage 
verursacht wurden, beteiligt. Mit den Initiativen versuchten die Kantone die finanziellen 
Risiken auf den Bund zu übertragen. Der Ständerat lehnte die Standesinitiativen bereits in 
der Wintersession 2021 ab und der Nationalrat folgte dem Votum des Ständerates in der 
Herbstsession 2022. Die Standesinitiativen sind somit vom Tisch.

Bund muss 
Corona-

Ertragsausfälle 
der Spitäler nicht 

übernehmen
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 Eine Motion (22.3869), welche auf einer Petition der Frauensession 2021 beruht, verlangt, 
dass spezifische Frauenkrankheiten stärker in den Fokus der medizinischen Forschung 
gerückt werden. Dazu sollen spezielle Guidelines sowie die Förderung der Qualität der 
Behandlung frauenspezifischer Krankheiten als Ziel der eidg. Qualitätskommission 
eingeführt werden. Der Nationalrat stimmte der Motion mit 127 zu 54 (davon 46 SVP) zu. 
Immerhin konnte die SVP verhindern, dass die Vergabe von Forschungsgelder des 
Schweizerischen Nationalfonds (SNF) in Zukunft an Kriterien des Geschlechts gebunden 
werden sollte. Der Nationalrat lehnte diesen Teil der Motion mit 100 (davon 46 SVP) zu 83 
Stimmen ab. Das Geschäft geht nun an den Ständerat.

Staatliche 
Förderung von 
Forschung an 
geschlechter-
spezifischen 

Frauen-
krankheiten 

Diverse weitere Geschäfte12

 Mit einem Postulat (22.3505) soll die 2015 beschlossene Revision der Tarifstruktur 
«Tarmed» auf weiteren Anpassungsbedarf hin überprüft werden. Konkret geht es darum, 
dass alle massgeblichen Tarifpartner keine anderen Tarifsysteme mehr genehmigen, vor 
allem im Bereich der ambulanten Leistungen. Bis zum Vorliegen eines neuen Tarifsystems 
sollen bisherige Positionen, in denen keine Unterversorgung besteht ab 2023 gekürzt 
werden. Weiter soll auch die pauschale Abgeltung ambulanter Leistungen geprüft werden. 
Der Nationalrat stimmte dem Postulat mit 170 (davon 49 SVP) zu 7 Stimmen zu und 4 
Enthaltungen zu. 

Prüfung der 
Tarifstrukturen 
im ambulanten 

Bereich

 Die SP verlangt in einem Vorstoss (20.4307), dass das Gesundheitspersonal für ihren 
Mehraufwand während der Covid-Pandemie eine einmalige Prämie von 4‘000 Franken 
erhalten soll. Ein Finanzierungsplan für diese Prämie wird jedoch nicht vorgelegt. Der 
Nationalrat lehnte den Vorstoss mit 118 (davon 51 SVP) zu 64 Stimmen und 6 
Enthaltungen ab.

Keine Corona-
Prämien für 

Gesundheits-
personal
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (15/17):
Staatspolitik I
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 Mit der Unterstützung der SVP fand das Anliegen, den Zugang zu amtlichen Dokumenten 
zu gewährlisten, in beiden Kammern Unterstützung (16.432). Eine Differenz bestand noch 
bei den Ausnahmen von diesem Grundsatz, nämlich der Festlegung einer Höchstgebühr 
für Fälle, die einen hohen Arbeitsaufwand erfordern. Die grosse Kammer folgte dem 
Ständerat und beschloss, die Festlegung der Bearbeitungsgebühr dem Bundesrat zu 
überlassen In der Schlussabstimmung nehmen beide Räte die Vorlage an, der Nationalrat 
einstimmig und der Ständerat mit 44 zu 1 Stimmen.

Zugang zu 
amtlichen 

Dokumenten 
geregelt

Diverse weitere Geschäfte12

 Die Zugänglichkeit zu den heutigen Debatten im Bundesparlament für gehörlose und 
schwerhörige Menschen ist heute nicht gegeben. Deshalb sollen Untertitel und 
Gebärdensprache Abhilfe während den Debatten Abhilfe schaffen. Die kleine Kammer gab 
der parlamentarischen Initiative (20.505) mit 24 zu 16 Stimmen bei 4 Enthaltungen Folge. 
Eine dementsprechende Gesetzesvorlage wird nun ausgearbeitet. 

Barrierefreiheit 
des parl. Live-

Streams

 Entgegen dem Willen der SVP lehnte der Ständerat mit 32 zu 7 Stimmen bei 2 
Enthaltungen eine Klärung der Unterlistenverbindungen ab. Ziel dieser Klärung war es, im 
Gesetz festzulegen, dass Unterlistenverbindungen nur Listen mit derselben Bezeichnung 
betreffen dürfen. Während die der Nationalrats in der Wintersession 2021 eine 
Präzisierung forderte, lehnte der Ständerat eine solche nun ab. Das Geschäft ist damit 
vom Tisch.

Unterlisten-
verbindungen: 

Ständerat 
beerdigt 

Einschränkung
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (16/17):
Rechtsfragen
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 Der Nationalrat möchte neue Krisenzentren für die Opfer von Gewalt schaffen. Er hat dazu 
zwei Motionen aus der SP- und der FDP-Fraktion mit deutlichen Mehrheiten 
angenommen. Demnach sollen Opfer in den Krisenzentren spezialisierte medizinische 
und psychologische Erstbetreuung und Unterstützung erhalten. Die Zentren sollen zudem 
die Dokumentation des Falls und die Sicherung der Spuren garantieren, ohne 
Verpflichtung zur Anzeige. Die SVP beantragte erfolglos ein Nein zu den Motionen. Nun 
sollen nebst den Beratungsstellen der Opferhilfe Schweiz und einem 24 Stunden am Tag 
und 7 Tage die Woche offenen Betreuungsangebot noch separate Zentren entstehen. Laut 
Istanbuler Konferenz soll pro 40‘000 Einwohner ein Zentrum eingerichtet werden. Ein 
solches Vorgehen führt zwangsläufig zu Doppelspurigkeiten. In der Schweiz werden die 
Opfer häuslicher Gewalt schon heute beraten und nach allen Möglichkeiten des 
Opferhilfegesetzes unterstützt. Die Vorstösse (22.3333, 22.3334) gehen an den Ständerat.

Neue 
Krisenzentren für 

die Opfer von 
Gewalt 

Diverse weitere Geschäfte12

 Am Bundesgericht sollen ab dem nächsten Jahr 40 statt wie heute 38 ordentliche 
Richterinnen und Richter arbeiten (22.427). Mit 131 zu 47 Stimmen sagte der Nationalrat 
Ja zu einer Vorlage seiner Rechtskommission. Die entsprechende Verordnung der 
Bundesversammlung soll Anfang 2023 in Kraft treten. Hintergrund der Vorlage ist ein 
Ersuchen des Gerichts. Die SVP war mit der Aufstockung nicht einverstanden, da bereits 
in der Vergangenheit Stellen, insbesondere Gerichtschreiberstellen, geschaffen wurden. 
Die Vorlage geht nun an den Ständerat.

Neu 40 
Bundesrichter



TA / 4. Oktober 2022

Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (17/17):
Wissenschaft, Bildung und Kultur
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 Der Ständerat schliesst sich dem Nationalrat an und verlängert mit 32 zu 8 Stimmen bei 1 
Enthaltung die Finanzhilfen für die familienergänzende Kinderbetreuung bis 2024 
(22.403). Mit dieser Verlängerung soll die Zeit überbrückt werden, bis eine definitive 
Finanzierungslösung verabschiedet ist. Die SVP lehnt diese Vorlage ab, da die 
familienergänzende Kinderbetreuung eine Kompetenz der Kantone ist. In der 
Schlussabstimmung nehmen beide Räte die Vorlage an, der Nationalrat mit 149 zu 37 
Stimmen bei 5 Enthaltungen und der Ständerat mit 35 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen.

Familiener-
gänzende

Kinderbetreuung 

Diverse weitere Geschäfte12

 Nach dem Nationalrat nimmt auch der Ständerat mit einer knappen Mehrheit von 22 zu 20 
Stimmen eine Motion (21.4341) an, die den Bundesrat beauftragt, die gesetzliche 
Grundlage zu schaffen, welche die Eizellspende für verheiratete Paare aufgrund einer 
festgestellten Unfruchtbarkeit der Frau ermöglicht. Die SVP kämpfte gegen diese Vorlage, 
die mehr Probleme als Lösungen mit sich bringt.

Eizellenspende 
auch für 
Ehepaare 

legalisieren
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Ein Besuch im Bundeshaus ist während den Sessionen jederzeit 
möglich – ich würde mich sehr darüber freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
 Winter: 28. November – 16. Dezember 2022
 Frühling 2023: 27. Februar – 17. März 2023
 Sommer 2023: 30. Mai – 16. Juni 2023
 Herbst 2023: 11. – 29. September 2023
 Winter 2023: 4. – 22. Dezember 2023

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
 Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
 Als Einzelperson oder zu zweit:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle
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Die Abstimmungstermine im Nov. 2022 & März 2023 bleiben wohl 
unbenutzt – umso mehr gilt es die kantonalen Wahlen zu gewinnen!

46

 12. Februar 2023: Kant. Wahlen Kantone Zürich und Basel-Landschaft

 12. März 2023: Kantonale Wahlen Kanton Appenzell Ausserrhoden

 2. April 2023: Kantonale Wahlen Kantone Luzern, Genf und Tessin

 30. April 2023: Kantonale Wahlen Kanton Appenzell Innerrhoden

 22. Oktober 2023: Eidg. National- und Ständeratswahlen
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?
Haben Sie Fragen?


